
Rechtsträger mit Sitz im Inland (+)

Verschmelzung

Aufspaltung

Abspaltung

Übergang des gesamten Vermögens des Unternehmers einschließlich der Verbindlichkeiten als Gesamtheit auf den übernehmenden 
Rechtsträger (§§ 155 i. V. m. 131 Abs. 1 Nr. 1 UmwG)

in diesem Fall ging es um eine Neugründung und um keine Umwandlung, daher ist dieses Urteil auf diesen Sachverhalt nicht 
anwendbar.

Zwar hat der BGH Urteil vom 25.04.2001 (NJW 2001, 2251), entschieden, dass der Eintritt eines Gesellschafters in den Betrieb eines 
Einzelkaufmanns und die Fortführung des Geschäftes durch die neu gegründete Gesellschaft nicht kraft Gesetzes dazu führt, dass 
nunmehr die Gesellschaft Vertragspartei eines zuvor von dem Einzelkaufmann abgeschlossenen Mietvertrages wird, zu einem solchen 
Vertragsübergang vielmehr die Mitwirkung des Vermieters erforderlich ist. 

in einer späteren Entscheidung (BGH NJW-RR 2004, 123) hat der Bundesgerichtshof ausdrücklich offen gelassen, ob ein Mietvertrag 
nach (dem damals noch geltenden, inzwischen aufgehobenen) § 132 UmwG im Wege der Ausgliederung mitübertragen werden kann

Dagegen hat der BGH für den Fall eines Pachtverhältnisses festgestellt, dass bei einer Umwandlung durch Verschmelzung gemäß § 20 
UmwG (diese Vorschrift entspricht in wesentlichen Zügen dem für die Ausgliederung geltenden § 131 UmwG), die umgewandelte GmbH 
kraft Gesetzes anstelle der früheren Pächterin (ebenfalls eine GmbH) in die bestehenden Pachtverträge eingetreten ist (BGH WM 2002, 
1240, 1241).

Diese Voraussetzung ist hier gegeben, da die Räumlichkeiten ausdrücklich zu gewerblichen Zwecken vermietet wurden.

Auch in der Literatur wird überwiegend die Auffassung vertreten, dass bei einer Umwandlung nach dem Umwandlungsgesetz der 
Wechsel einer Vertragspartei - auch in den Fällen des Mieterwechsels - nicht der Zustimmung des anderen Vertragspartners bedarf und 
dies auch bei Einzelhandelskaufleuten jedenfalls dann nahe liegt, wenn ein unternehmensbezogener Mietvertrag vorliegt, bei dem für den 
Vermieter weniger die Person des Mieters als das von diesem betriebene Unternehmen in Vordergrund steht (vgl. 
Emmerich/Sonnenschein, a. a. O., Rn. 27)

Erst im nächsten Absatz wird allerdings das Umwandlungsgesetz behandelt und wird insoweit die Auffassung vertreten, dass 
weder die Änderung einer Rechtsform einer Personengesellschaft noch die Umwandlung einer OHG in eine GmbH der 
Zustimmung des Vermieters bedürfen.

In Staudinger/Emmerich, BGB, 2006 § 540 Rn. 50 wird zwar -unter Bezugnahme auf die oben angeführte Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 25.04.2001- ausgeführt, dass die Aufnahme eines Gesellschafters in das bisherige einzelkaufmännische 
Geschäft zustimmungsbedürftig sei. 

grundsätzlich wird aber von einem solchen ausgegangen. Ob dem zu folgen wäre, kann offen bleiben, da die Kläger zu den 
Voraussetzungen des § 242 BGB nichts ausführen.

Auch im Münchener Kommentar - 5. Aufl., § 540 Rn. 11- wird allenfalls unter dem Gesichtspunkt des § 242 BGB ein Mieterwechsel 
infolge Umwandlung nach dem Umwandlungsgesetz für unzulässig gehalten, 

Das folgert das Gericht im Wesentlichen daraus, dass das Amt des Verwalters grundsätzlich an dessen Person gebunden sei und 
mit der Umwandlung das persönliche Vertrauensmoment, das in der Bestellung einer natürlichen Person zum Verwalter zum 
Ausdruck kommt, verloren gehe.

Im vorliegenden Fall wurde aber nicht an eine Privatperson, sondern an die Firma R. O. vermietet. Ein persönliches 
Vertrauensverhältnis spielte damit nicht eine derart herausragende Rolle, wie dies bei einer Verwalterstellung der Fall sein mag.

Schließlich führt das Bayrische Oberlandesgericht in seinem Beschluss vom 07.02.2002 ( 2 ZBR 161/01) zwar aus, dass in einem Fall, in 
dem Wohnungseigentum durch die Firma eines Einzelkaufmanns verwaltet wird, im Falle der Umwandlung der einzelkaufmännischen 
Firma in Form der Ausgliederung in eine GmbH das Verwalteramt nicht von selbst auf die GmbH übergehe, sondern es dazu der 
Zustimmung der Wohnungseigentümer bedürfe. 

Vermögensübertragung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge ohne Zustimmung der betroffenen Gläubiger (vgl. Semler/Stengel, UmwG, 2. Aufl., 
§ 1 Rn. 11, 12)

Mit der Eintragung der Ausgliederung in das Handelsregister geht das ausgegliederte Vermögen mit den ausgegliederten Verbindlichkeiten auf 
den übernehmenden Rechtsträger über, und zwar mit den rechtlichen Beziehungen, die beim übertragenden Einzelkaufmann bestehen.

Die Ausgliederung bewirkt somit eine Gesamtrechtsnachfolge (Semler/ Stengel/ Maier-Reimer, a. a. O., § 152 Rn. 83 ), von der grundsätzlich 
auch schuldrechtliche Verträge und somit auch Mietverträge betroffen sind

Ausgeschlossen ist der Übergang nur bei schlechthin nicht übertragbaren Rechtspositionen, wie etwa die Mitgliedschaft in einem Verein oder die 
Beteiligung an einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (vgl. Semler/Stengel/Schröer, a. a. O., § 131 Rn. 22ff)

Der Mietvertrag ging somit auch im vorliegenden Fall mit der Eintragung der Umwandlung im Handelsregister im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge auf den neuen Unternehmensträger, die O GmbH, über, ohne dass es der Mitwirkung des Vertragspartners bedarf.

Dem Unternehmen  war es untersagt, sich durch Ausgliederung in ein anderes Unternehmen umzuwandeln.

Ausgliederung (+)

Spaltung (+)

Vermögensübertragung

Formwechsel

Umwandlung nach § 1 Abs. 1 UmwG (+)

Umwandlung abweichend von § 1 Abs. 1 UmwG

durch Bundesgesetz

ausdrücklich vorgesehen

Umwandlung nach § 1 Abs. 2 UmwG

Rechtsfolge: Umwandlung ist möglich  >> Eine Umwandlung liegt hier vor und die Mietrückstände sind Verbindlichkeiten der GmbH, sodass A von der B-GmbH die 
Mietrückstände ersetzt verlangen kann.
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Umwandlung abweichend von § 1 Abs. 1 UmwG

durch Bundesgesetz

durch Landesgesetz

ausdrücklich vorgesehen

Umwandlung nach § 1 Abs. 2 UmwG

Abweichung vom Gesetz

Abweichung betrifft ergänzende Bestimmung

Ergänzung in Vertrag

Ergänzung in Satzung

Ergänzung in Willenserklärung

Abweichung betrifft lediglich ergänzende Bestimmungen

Ergänzung widerspricht einer abschließende Regelung im UmwG

unzulässige Abweichung von den im Gesetz geregelten Fällen (-)


